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FREIBERUFLER-TICKER vom 16. Januar 2026 

1. BFB-Neujahrskonferenz 2026: Wie krisenfest ist Deutschland? 

Wie krisenfest ist Deutschland – und welchen Beitrag können die Freien Berufe leisten? Mit dieser 
Leitfrage lud der BFB zur Neujahrskonferenz 2026 nach Berlin ein. Mehr als 240 Vertreterinnen 
und Vertreter aus Bundeswehr, Wissenschaft, Politik und Freien Berufen diskutierten über 
Resilienz, Versorgungssicherheit und gesellschaftliche Verantwortung. Eine Umfrage unter den 
BFB-Mitgliedsorganisationen hatte im Vorfeld gezeigt, dass Deutschland auf einen Krisen- 
beziehungsweise Verteidigungsfall schlecht vorbereitet ist. Der Vorbereitungsgrad wurde mit nur 
2,2 von sechs Punkten bewertet. Gleichzeitig sehen sich die Freien Berufe bereits heute stark von 
Anforderungen an zivile Resilienz betroffen und trauen sich selbst einen hohen Beitrag zu – etwa 
in Gesundheitsversorgung, Recht, Planung, Beratung und Bildung. BFB-Präsident Dr. Stephan 
Hofmeister rief deshalb zu einem breiten gesellschaftlichen Schulterschluss auf: „Wir brauchen 
einen gesellschaftlichen Kraftakt, der nicht allein von Bundesregierung und Bundestag sowie den 
Ländern und Kommunen getragen werden kann, sondern wie ein ‚Big Deal‘ von allen Gruppen. Es 
sind nicht nur ‚die da oben‘, die gefragt sind, sondern wir alle! Und hier spielen wir, die Freien 
Berufe, bereits jetzt schon eine entscheidende Rolle.“ Impulse lieferten Dr. Stephanie Bauer 
(Stellvertretende Vorstandsvorsitzende des Forschungszentrums Jülich), Generalleutnant André 
Bodemann (Stellvertreter des Befehlshabers Operatives Führungskommando der Bundeswehr), 
Dr. Bernhard Felmberg (Evangelischer Bischof für die Seelsorge in der Bundeswehr) und Dr. Sönke 
Neitzel (Historiker und Militärwissenschaftler). Ein Grußwort hielt Florian Hahn MdB (CSU), 
Staatsminister im Auswärtigen Amt. Eine ausführliche Berichterstattung folgt in Kürze, eine Foto-
Auswahl finden Sie hier. 

2. Zahl der Erwerbstätigen 2025 unverändert, Freie Berufe wachsen 

Laut Berechnungen des Statistischen Bundesamtes blieb die Zahl der Erwerbstätigen in 
Deutschland 2025 mit rund 46 Millionen Personen nahezu unverändert und sank gegenüber 2024 
nur minimal. Während die Beschäftigung im Dienstleistungssektor, insbesondere in öffentlichen 
Dienstleistungen, Erziehung und Gesundheit, weiter zunahm, gingen in Industrie und Baugewerbe 
Arbeitsplätze verloren. Entscheidend für die nahezu auf Vorjahresniveau verharrende 
Erwerbstätigenzahl waren Anstiege bei der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Bei den 
Selbstständigen einschließlich mithelfender Familienangehöriger setzte sich 2025 dagegen der 
nunmehr seit 2012 andauernde Abwärtstrend fort. Zur Einordnung und zum Vergleich: Bei den 
Freien Berufen gibt es laut der bereits veröffentlichten BFB-Freiberufler-Statistik zum 1. Januar 
2025 knapp 6,3 Millionen Erwerbstätige, eine Steigerung um ein Drittel binnen zehn Jahren. 
Gegen den allgemeinen Trend stieg auch die Zahl der selbstständigen Freiberuflerinnen und 
Freiberufler. Zum 1. Januar 2025 liegt sie bei 1,492 Millionen.  

3. Wirtschaftliche Schwäche wirkt sich deutlich auf dem Arbeitsmarkt aus 

Die anhaltende Konjunkturschwäche belastete den Arbeitsmarkt 2025 spürbar. Wie die 
Bundesagentur für Arbeit in ihrem am 7. Januar 2026 veröffentlichten Jahresrückblick mitteilt, 
sind Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung im Jahresdurchschnitt deutlich gestiegen. Die 
Nachfrage nach Arbeitskräften war zu schwach, um das wachsende Arbeitsangebot aufzunehmen, 
zudem passten die Profile vieler Arbeitsloser nicht zur Nachfrage. Die Chancen, durch Aufnahme 
einer Beschäftigung die Arbeitslosigkeit zu beenden, liegen auf einem historisch niedrigen Niveau. 
Die Zahl der Arbeitslosen stieg im Vergleich zum Vorjahr um 161.000 auf 2.948.000 Menschen, 
die Arbeitslosenquote erhöhte sich um 0,3 Prozentpunkte auf 6,3 Prozent. Die 
Unterbeschäftigung nahm um 50.000 auf 3.626.000 zu.  

https://www.freie-berufe.de/presse/veranstaltungsfotos-und-illustrationen/bfb_neujahrsempfang_2026/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_001_13321.html
https://www.arbeitsagentur.de/presse/2026-02-jahresrueckblick-2025
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4. Dauer eines Behördenbesuchs 

Im Durchschnitt kostete ein einzelner Behördenbesuch die Bürgerinnen und Bürger zwei Stunden 
und fünf Minuten. Davon entfallen 51 Minuten auf die An- und Abreise, 40 Minuten beträgt die 
durchschnittliche Wartezeit und 34 Minuten erfordert die eigentliche Sachbearbeitung vor Ort. 
Das sind Ergebnisse einer Befragung im Auftrag des Digitalverbands Bitkom, die am 29. Dezember 
2025 veröffentlicht wurde. Mehr als die Hälfte (58 Prozent) hatte zudem Schwierigkeiten, für den 
letzten Behördenbesuch überhaupt einen Termin zu bekommen. Laut Bitkom sind von 
577 Leistungen nach dem Onlinezugangsgesetz noch immer 228 nicht digital verfügbar.  

5. Beruflicher Mailverkehr erreicht neuen Höchststand 

Wer in seinem Job das Internet nutzt, bekommt im Schnitt 53 berufliche Mails pro Tag. Der 
Umfang der E-Mail-Kommunikation im Berufsleben nimmt damit im Vergleich zum Vorjahr 
nochmals deutlich zu. Vor zwei Jahren waren es noch durchschnittlich 40 Mails am Tag und 2021 
26 Mails am Tag, die Berufstätige erhielten. Das sind Ergebnisse einer Befragung im Auftrag des 
Digitalverbands Bitkom, die am 13. Januar 2026 veröffentlicht wurde.  

6. Deutsche Wirtschaft ist 2025 wieder leicht gewachsen 

Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes, die am 15. Januar 2025 veröffentlicht 
wurden, lag das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt 2025 um 0,2 Prozent über dem Vorjahr. 
Kalenderbereinigt betrug der Anstieg 0,3 Prozent. Damit endet nach zwei Rezessionsjahren die 
Phase wirtschaftlicher Stagnation.  

7. Vorstellungen des JURI zum „28. Regime“ 

Nach der Abstimmung im Rechtsausschuss (JURI) des Europäischen Parlaments am 11. Dezember 
2025 über den Initiativbericht für ein sogenanntes „28. Regime“ liegt nunmehr die konsolidierte 
Fassung vor. Der Bericht fordert die Einführung eines neuen, unionsweit einheitlichen 
Rechtsrahmens für Unternehmen. Ziel ist es, insbesondere KMU, Start-ups und Scale-ups das 
grenzüberschreitende Gründen, Wachsen und Finanzieren zu erleichtern. Kernforderung ist die 
Schaffung einer neuen, EU-weit anerkannten Unternehmensform, der Societas Europaea 
Unificata (S.EU), die freiwillig gewählt werden kann. Die Regeln des 28. Regimes sollen dabei 
überall gleich gelten, ohne nationale Abweichungen („Maximalharmonisierung“), und möglichst 
durch EU-Recht mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden. Die S.EU soll eine nicht 
börsennotierte Kapitalgesellschaft mit sehr niedrigem Mindestkapital (ein Euro) sein und 
vollständig digital innerhalb von 48 Stunden gegründet werden können. Zentrale Forderung ist 
zudem ein EU-weites digitales Unternehmensportal, das Register, Dokumente, Identitäten, 
Signaturen und Standardverträge bündelt und so Bürokratie reduziert. Die Abstimmung im 
Plenum ist für den 19. Januar 2026 vorgesehen.  

8. Förderung von Future Skills im Studium 

Ob Problemlösekompetenz, Eigeninitiative oder digitale Kollaboration: Sogenannte „Future Skills“ 
gehören zu den Kompetenzen, die für eine Teilhabe an Arbeitsmarkt und Gesellschaft immer 
wichtiger werden. Ein DatenCHECK des CHE bietet nun erstmals für 30 Studienfächer 
beziehungsweise Fächergruppen einen deutschlandweit einzigartigen Überblick darüber, wie 
unterschiedlich Future Skills im Studium gefördert werden, etwa in Bezug auf Kollaboration. 
Besonders weit sind insgesamt die Fächer Informatik, Pflegewissenschaft und Romanistik. Das 
geht aus einer am 13. Januar 2026 veröffentlichten Pressemitteilung des CHE Centrum für 
Hochschulentwicklung hervor.  

https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Behoerdenbesuch-dauert-im-Schnitt-2-Stunden
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Beruflicher-Mailverkehr-neuer-Hoechststand
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_017_811.html?nn=2110
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2025-0269_EN.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2025-0269_EN.html
https://hochschuldaten.che.de/future-skills-in-der-hochschullehre-2026/
https://www.che.de/2026/future-skills-besonders-stark-in-informatik-pflegewissenschaft-und-romanistik-verankert/
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9. Zahl der deutschen Studierenden im Ausland leicht rückläufig 

Wie das Statische Bundesamt Ende vergangenen Jahres mitteilte, ging die Anzahl der deutschen 
Studierenden, die 2023 im Ausland studierten, um ein Prozent zurück. Dieser leichte Rückgang 
reflektiert Veränderungen in den Bildungs- und Mobilitätstrends junger Menschen, die zum 
Studieren ins Ausland gehen. Hinsichtlich der Studienwahl blieben die fachlichen Schwerpunkte 
im Vergleich zu den Vorjahren konstant. Die größte Fächergruppe bildete „Wirtschaft, Verwaltung 
und Recht“ mit 29.300 (ein Viertel) aller deutschen Studierenden im Ausland. Im Fach 
Humanmedizin bestehen in Deutschland aufgrund der beschränkten Zahl an Studienplätzen 
Zulassungsbeschränkungen, daher entscheiden sich viele deutsche Studierende dieses Fachs für 
ein Auslandsstudium in Osteuropa. 2023 waren die meisten deutschen Studierenden in 
Humanmedizin in Bulgarien (82 Prozent), Litauen (70 Prozent), Ungarn (60 Prozent) und Polen 
(51 Prozent) eingeschrieben.  

10. Immer mehr Mittelständler wollen nach altersbedingtem Rückzug schließen 

In Deutschland erwägt inzwischen jedes vierte mittelständische Unternehmen, nach dem 
Ausscheiden der aktuellen Senior-Generation den Betrieb einzustellen. Das zeigt eine am 
9. Januar 2026 veröffentlichte Sonderauswertung des KfW-Mittelstandspanels 2025. Demnach 
planen bis Ende 2029 rund 569.000 Unternehmerinnen und Unternehmer keine Fortführung ihres 
Unternehmens – das entspricht etwa 114.000 Geschäftsaufgaben pro Jahr. Dem gegenüber 
stehen 545.000 mittelständische Unternehmen, die bis Ende 2029 eine Nachfolgeregelung finden 
wollen – das sind gut 109.000 Unternehmen im Jahr. Damit gibt es erstmals einen leichten 
Überhang an Stilllegungsplänen gegenüber geplanten Nachfolgeregelungen. Hauptgrund ist das 
hohe Alter vieler Firmenchefinnen und -chefs: 57 Prozent der Mittelständlerinnen und 
Mittelständler sind 55 Jahre oder älter. Gleichzeitig empfinden viele die Nachfolgesuche als 
schwierig, nicht zuletzt wegen fehlenden familiären Interesses und wachsender Bürokratie. 
Zudem sind die Preisvorstellungen beim Unternehmensverkauf deutlich gestiegen: Im Schnitt 
erwarten Nachfolgeplanerinnen und -planer inzwischen 499.000 Euro. Vor sechs Jahren waren es 
noch 372.000 Euro. Im Durchschnitt streben die Nachfolgeplanerinnen und -planer einen 
Kaufpreis an, der beim 1,2-fachen ihres Jahresumsatzes liegt.  

11. BAFA erleichtert auch Freiberuflerinnen und Freiberuflern den Zugang zu Beratungsförderung 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ändert 2026 die Berechnung der 
Zuschüsse im Förderprogramm „Förderung unternehmerischen Know-hows“, indem es die 
Bruttokosten (inklusive Mehrwertsteuer) als neue Grundlage nimmt. Dadurch werden 
insbesondere Kleinunternehmerinnen und -unternehmer, Freiberuflerinnen und Freiberufler, die 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, finanziell entlastet, weil nun auch ein Teil der 
Mehrwertsteuer gefördert wird. Die maximale förderfähige Summe von typischen 3.500 Euro 
bleibt bestehen, kann aber jetzt auf Basis des Bruttobetrags vollständig ausgeschöpft werden. 
Besonders Kleinunternehmer, Heilberuflerinnen und Heilberufler und weitere Freiberuflerinnen- 
und Freiberufler-Gruppen ohne Umsatzsteuerpflicht profitieren von der Änderung, da 
professionelle Beratungsleistungen damit effektiv günstiger werden. Antragstellerinnen und 
Antragsteller müssen weiterhin digital einen Nachweis darüber erbringen, dass sie nicht 
vorsteuerabzugsberechtigt sind, und sollten ihre Anträge früh im Jahr stellen, um im Jahresbudget 
berücksichtigt zu werden.  

12. Personen mit Einwanderungsgeschichte empfinden Gründerimage häufig als problematisch 

Menschen mit Einwanderungsgeschichte haben in Deutschland überdurchschnittlich großes 
Interesse an einer Selbstständigkeit, empfinden das gesellschaftliche Ansehen von Gründerinnen 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/12/PD25_460_21.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_876352.html
https://www.ad-hoc-news.de/boerse/news/ueberblick/bafa-erleichtert-gruendern-und-freiberuflern-den-zugang-zu/68450830
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und Gründern jedoch häufig als Hemmnis. Wie eine am 9. Januar 2026 veröffentlichte Kurzstudie 
von KfW Research zeigt, sehen 37 Prozent dieser Bevölkerungsgruppe das Gründerimage als 
Hürde – in der Gesamtbevölkerung sind es 24 Prozent. Grundsätzlich ist die Gründungsneigung 
bei Menschen mit Einwanderungsgeschichte deutlich höher: 44 Prozent können sich eine 
Selbstständigkeit vorstellen, gegenüber 30 Prozent im Durchschnitt. 2024 hatten rund 30 Prozent 
aller Gründerinnen und Gründer in Deutschland eine Einwanderungsgeschichte. Dazu zählen alle 
Personen, die selbst oder deren beide Elternteile seit 1950 nach Deutschland eingewandert sind.  

13. Nachhaltigkeit gewinnt bei Kreditverhandlungen mit größeren Mittelständlern an Bedeutung 

Nachhaltigkeitsaspekte spielen bei Kreditgesprächen im deutschen Mittelstand eine zunehmend 
wichtige Rolle. Wie eine am 13. Januar 2026 veröffentlichte Sonderauswertung des KfW-
Mittelstandspanels 2025 zeigt, berichteten 37 Prozent der großen Mittelständler mit 50 und mehr 
Beschäftigten, dass das Thema 2024 in Verhandlungen mit Banken und Sparkassen angesprochen 
wurde – drei Prozentpunkte mehr als im Vorjahr. Besonders relevant ist Nachhaltigkeit für 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes. Auch bei Betrieben mit zehn bis 49 Beschäftigten 
gewinnt das Thema an Bedeutung: 24 Prozent gaben an, dass Nachhaltigkeit Teil der 
Kreditgespräche war. Hintergrund sind vor allem regulatorische Vorgaben, die Banken zu einer 
stärkeren Berücksichtigung klimabedingter Risiken verpflichten. Expertinnen und Experten 
erwarten, dass die Bedeutung des Themas weiter zunehmen wird.  

14. Einigung zum Digitalpakt 2.0 

Wie das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend Ende vergangenen 
Jahres mitteilte, einigten sich Bund und Länder bei der Bildungsministerkonferenz in Berlin auf 
den Digitalpakt 2.0, mit dem bundesweit fünf Milliarden Euro in die Digitalisierung der Schulen 
bis 2030 investiert werden sollen. Die Kosten werden je zur Hälfte vom Bund und den Ländern 
getragen, wobei der Bund 2,5 Milliarden Euro größtenteils aus dem Sondervermögen 
„Infrastruktur und Klimaneutralität“ bereitstellt. Im Vergleich zum ersten Digitalpakt wird der 
Verwaltungsaufwand deutlich reduziert und die Bürokratie für Länder und kommunale 
Schulträger abgebaut. Ein Schwerpunkt des Programms liegt neben der technischen Infrastruktur 
auch auf der Fortbildung von Lehrkräften und der Förderung länderübergreifender Projekte, um 
digitale Lehr- und Lernformen zu stärken. Der Digitalpakt 2.0 knüpft an die Erfolge des vorherigen 
Programms an und soll durch effizientere Verfahren und gezielte Investitionen eine moderne, 
nachhaltig digitale Bildungslandschaft für alle Schülerinnen und Schüler schaffen.  

15. Mittelstand bleibt Rückgrat des dualen Ausbildungssystems 

Eine Pressemitteilung der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) Research vom Ende vergangenen 
Jahres zeigt, dass der deutsche Mittelstand weiterhin das Rückgrat des dualen 
Ausbildungssystems bildet und über 90 Prozent der Auszubildenden beschäftigt. Gleichzeitig ist 
der Anteil der mittelständischen Unternehmen, die ausbilden, in den vergangenen Jahren 
zurückgegangen. Gründe dafür sind vor allem der demografische Wandel, ein Mangel an 
geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern sowie wirtschaftliche Unsicherheiten. Größere 
mittelständische Betriebe bilden deutlich häufiger aus als sehr kleine Unternehmen, wodurch sich 
Ausbildungsplätze zunehmend konzentrieren. KfW Research fordert daher gezielte politische 
Maßnahmen, um die Ausbildungsbereitschaft im Mittelstand langfristig zu sichern und zu stärken.  

 

 

https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_876480.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_876736.html
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/pressemitteilungen/digitalisierung-von-schulen-bund-und-laender-einig-ueber-den-digitalpakt-2-0-278566
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_875776.html
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